
  Digitalisierungsstrategien der 
deutschen Länder

Timon Hölle

Der nachfolgende Beitrag beschäftigt sich mit der Frage, auf welche Art 
und Weise die deutschen Länder den Chancen und Herausforderungen 
der Digitalisierung begegnen. Ausdruck des Engagements der Länder 
ist die Erstellung von landesspezifischen Digitalisierungsstrategien. 
Konkret soll geklärt werden, was eine Digitalisierungsstrategie auf 
Landesebene leisten soll, welche Themen abgedeckt werden sollen 
und wie der Aufbau einer solchen Strategie bestmöglich zu gestal-
ten ist. Zudem werden Good-Practice-Beispiele ausgewertet, um wei-
tere Hinweise zum Aufbau einer Digitalisierungsstrategie zu erhal-
ten. Im Ergebnis werden Handlungsempfehlungen zur Verbreiterung 
der thematischen Vielfalt und zur Struktur der Strategie formuliert 
sowie Orientierungsmöglichkeiten aus der Praxis aufgezeigt. Durch 
deren Umsetzung kann ein echter Mehrwert für die schleswig-hol-
steinische Strategie erzeugt werden. Es ist zudem möglich, das er-
stellte Gesamtkonzept, beispielsweise im Zuge einer Evaluation, als 
Orientierung für andere Landesstrategien zu verwenden.
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en anderer Länder, Ebenen oder Instituti-
onen aufgrund von Schnittstellen möglich 
und sinnvoll ist, dass jedoch keine Blau-
pausen existieren, da eine reine Übertra-
gung von erfolgreichen Vorgehensweisen 
in einer komplexen Welt nicht funktio-
niert. 

Erstellung einer Good-Practice-
Digitalisierungsstrategie für die 
Landesebene

Zunächst stellt sich die Frage, wozu Stra-
tegien aufgestellt werden. Die Schaffung 
einer Strategie stellt die Institutionalisie-
rung eines ganzheitlichen und langfris-
tigen Prozesses dar. In diesem ist festzu-
legen, welchen Weg eine Organisation 
einschlagen soll. Der Begriff der Strategie 
ist somit von dem Begriff der operativen 
Planung abzugrenzen. Unter den Strate-
giebegriff fallen Überlegungen zur Nut-
zung und Ausschöpfung von Erfolgspo-
tenzialen, der zur Verfügung stehenden 
Ressourcen sowie die Wahl von Maßnah-
men. Untergliedert man den Prozess in 
verschiedene Schritte, so müssen zunächst 
strategische Ziele formuliert und das Pla-
nungsfeld, also die aktuelle strategische 
Situation mittels einer Umfeldanalyse be-
leuchtet werden. Sind diese beiden Schrit-
te umgesetzt, kann eine Strategie für die 
gesamte Institution und für die einzelnen 
strategischen Einheiten erstellt und ab-
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zu begleiten. Greifbarer Ausdruck dieses 
Bestrebens ist die Erstellung von landes-
spezifischen Digitalisierungsstrategien. 
Wird nun das Ziel verfolgt, die Strategie-
erstellung der Länder genauer zu betrach-
ten und zu analysieren, so stellt sich die 
Frage, was eine Digitalisierungsstrategie 
auf Landesebene leisten soll. Es werden 
also Überlegungen zu den Themen und 
zur bestmöglichen Gestaltung des Auf-
baus einer solchen Strategie angestellt. 

Dieser Artikel verfolgt das Ziel, einen 
Beitrag zur Beantwortung dieser Frage zu 
leisten und dabei eine potenzielle Good-
Practice-Strategie auf Grundlage der Di-
gitalen Agenda aus Schleswig-Holstein zu 
kreieren. Zu Beginn wird, angelehnt  an 
die Methode des branchenübergreifenden 
Benchmarkings2, die These vertreten, dass 
bei der Erstellung einer Strategie eine Ori-
entierung an den Digitalisierungsstrategi-

Einleitung

„Was müssen wir tun, damit die Men-
schen […] von der Digitalisierung profi-
tieren?“1. Die se Frage nimmt in der aktu-
ellen politischen Debatte auf Landesebene 
einen immer größeren Stellenwert ein. Es 
ist somit nicht verwunderlich, dass man 
sich in sämtlichen der 16 Landeshaupt-
städte auf die Fahne geschrieben hat, den 
globalen Trend der Digitalisierung aktiv 

Grundlage eines zukünftigen Digitalisierungskonzeptes 
der Landesebene

1   Kramp-Karrenbauer 2016, S. 1.

2   Es wird sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
eigenen Branche nach Best-Practice-Beispielen 
gesucht. Diese sind im Anschluss auf den eigenen 
Sachverhalt anzupassen und gegebenenfalls wei-
terzuentwickeln (vgl. Gründerszene, 2017, S. 1).
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schließend mit Maßnahmen ausgestattet 
werden3.

Für diesen Artikel dient die Situation 
Schleswig-Holsteins exemplarisch für alle 
Länder der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Besonderheit von Schleswig-Holstein 
ist, dass die Digitale Agenda einerseits 
übergeordnete strategische Kernthemen 
definiert und andererseits die Einbezie-
hung der Ministerien in den Digitalisie-
rungsprozess in der Strategie verankert 
wurde4. Nach einer ersten Umfeldanalyse, 
die sowohl allgemeine Rahmenbedingun-
gen als auch verwaltungsinterne Aspekte 
berücksichtigt, folgt im zweiten Schritt die 
Formulierung allgemeiner Ziele einer Di-
gitalisierungsstrategie für die Landesebe-
ne. 

Wenn die Umfeldanalyse abgeschlossen 
und die allgemeinen Ziele erfasst worden 
sind, kann man sich mit der eigentlichen 
Strategie beschäftigen. Zuvor wird sich je-
doch noch genauer mit den Besonderhei-
ten der Strategie aus Schleswig-Holstein 
beschäftigt. Anschließend werden die 
wichtigsten Inhalte der Strategie knapp 
wiedergegeben. 

In einem weiteren Schritt ergänzen 
Good-Practice-Impulse aus anderen Län-
der die beschriebene Strategie, bevor der 
Fokus der Überlegungen auf die Bundes-
ebenen Deutschlands und Österreichs 
verschoben wird. Abschließend gilt es, die 
gewonnenen Erkenntnisse in einem Fazit 
zusammenzufassen und die zu Beginn auf-
gestellte These zu überprüfen. 

Vorab ist festzuhalten, dass der Digi-
talisierungsprozess der einzelnen Länder 
keinen homogenen, sondern einen auf un-
terschiedlichen Wegen entstandenen Pro-
zess darstellt. So weisen manche Länder, 
wie Bayern, Schleswig-Holstein und Hes-
sen, bereits fertige Digitalisierungsstra-
tegien oder ausführliche Beta-Versionen 
auf, während andere Länder ihre Strate-
gien gerade erst skizziert haben (Rhein-
land-Pfalz) oder sich noch in einer ersten 
Findungsphase befinden (Saarland). Die 
Unterschiede bei der Strategieentwick-
lung sollen an dieser Stelle nicht weiter 
beleuchtet werden und können eine Viel-
zahl von Ursachen haben. So gibt es in na-
hezu allen Digitalisierungsschwerpunkten 
große Unterschiede bezüglich des Grades 

der Umsetzung in den einzelnen Län-
dern5. Zudem ist davon auszugehen, dass 
die Ziele in den verschiedenen Ländern 
nicht auf gleichem Wege erreicht werden 
und auch inhaltlich nicht zu 100 Prozent 
identisch sind. Trotzdem verfolgt der Arti-
kel das Ziel, am Beispiel der Strategie aus 
Schleswig-Holstein eine Orientierungshil-
fe zu schaffen, um die wesentlichen Inhal-
te einer Digitalisierungsstrategie aufzuzei-
gen. 

Umfeldanalyse 

Die Umfeldanalyse wird an dieser Stelle 
nur sehr allgemein formuliert, da sie sonst 

nicht auf alle Länder gleichermaßen ange-
wendet werden kann. Zu Beginn der Stra-
tegie erscheint es sinnvoll, sich mit den 
Auswirkungen der Digitalisierung zu be-
fassen. Die Digitalisierung ist eine globale 
Entwicklung und beeinflusst nahezu alle 
Bereiche unseres Lebens. Sie setzt Impulse, 
generiert Fortschritt und führt damit zu 
einem Umbruch, der vergleichbar ist mit 
der ersten industriellen Revolution im 19. 
Jahrhundert. 

Durch den Digitalisierungsprozess er-
öffnet sich die seltene Chance, den Bür-
gern ein erhöhtes Maß an Teilhabe zu er-
möglichen, die Wirtschaft zu stärken, die 
Verwaltung zu modernisieren und den de-
mografischen Wandel positiv zu gestalten. 
Diese Entwicklung impliziert gleichzeitig 
einen Wandel des staatlichen Handelns. 
Die zentrale Frage der Digitalisierung darf 
demnach nicht mehr lauten, ob die staat-
lichen Ebenen auf diesen Trend reagieren, 
sondern wie sie die digitale Transformati-
on für ihre jeweilige Ebene oder Instituti-

on nutzbringend gestalten und realisieren 
können6.

Das digitale Zeitalter führt, wie zuvor 
beschrieben, zu Veränderungen in allen 
Bereichen der Gesellschaft und betrifft 
somit auch die öffentliche Verwaltung 
und deren Kultur. Diese hat sich bisher 
nur langsam gewandelt, getrieben durch 
externe Einflüsse, wie beispielsweise Res-
sourcenknappheit oder die Europäisie-
rung gewandelt. Durch die Digitalisierung 
und die damit einhergehenden neuen und 
sich immer schneller verändernden Infor-
mations- und Kommunikationstechniken 
wird der Wandel der Verwaltung nicht 

nur beschleunigt, sondern erstmals auch 
von innen heraus vorangetrieben. 

Dieser Prozess lässt sich sowohl am 
Wandel der Aufgaben der öffentichen Ver-
waltung als auch an einer veränderten Or-
ganisation und Denkweise verdeutlichen. 
Eine wichtige Funktion der öffentlichen 
Verwaltung lag und liegt immer noch in 

»Durch die Digitalisierung und die damit 
einhergehenden neuen und sich immer 
schneller verändernden Informations- 
und Kommunikationstechniken wird 
der Wandel der Verwaltung nicht nur 
beschleunigt, sondern erstmals auch von 
innen heraus vorangetrieben.«

3   Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon 2017, S. 1; Wirt-
schafts lexikon24 2017, S. 1.

4   So werden das Ministerium für Energiewende, 
Land wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
(MELUR), das Ministerium für Justiz, Kultur und 
Eu ropa (MJKE), das Ministerium für Soziales 
Ge sundheit, Wissenschaft und Gleich stellung 
(MSGWG), das Ministerium für Inneres und Bun-
des  angelegenheiten (MIB) sowie das Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 
(MWAVT) und das Finanz minis te rium (FM) in der 
Stra tegie ausdrücklich genannt.

5   Vgl. Opiela et al. 2017, S. 5-33.

6 Vgl. Staatskanzlei Rheinland-Pfalz 2016, S. 3; Säch-
si sches Staatsministerium für Wirtschaft 2016, S. 
4; Ministerpräsident des Landes Schles wig-Hol-
stein, 2016, S. 4; Cintellic 2015, S. 1).
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der Verarbeitung von Informationen. Die-
ser Schritt wird durch moderne Technik 
und die damit einhergehende Fähigkeit 
des ort-, zeit- und personenunabhängigen 
Zugangs zu Informationen obsolet. Ein 
weiteres Beispiel ist die Beendigung der 
Trennung der Aufbau-. und Ablauforgani-
sation der Verwaltung. Diese resultiert da-
raus, dass Aufgaben nicht mehr sukzessive 
nach Zuständigkeit, sondern in Echtzeit, 
beispielsweise in der Cloud, bearbeitet 
werden. Dies führt einerseits zu einer er-
höhten Geschwindigkeit bei der Aufgabe-
nerledigung und somit zu Gewinnen bei 
der Steigerung der Effizienz und der Kun-
denzufriedenheit, andererseits aber auch 
zu wachsenden Gestaltungsmöglichkeiten 
der Mitarbeiter7. Weitere Veränderungen 
entstehen für die Verwaltung durch die 
Entwicklung hin zu Open Government, 
durch dessen Implementierung sich die 
Organisationen für Externe öffnen, neue 
Perspektiven bei der Erledigung öffentli-
cher Aufgaben wahrnehmen und somit, 
bei korrekter Umsetzung, einen öffent-
lichen Mehrwert erzeugen. Dazu gesellt 
sich weiterhin ein Wandel der Organisati-
onsformen der Verwaltungen hin zu Platt-
formen, wie es sie heute schon in man-
chen Branchen gibt und ein Paradigmen-
wechsel im Umgang mit dem Begriff des 
Datenschutzes, der nicht mehr länger als 
reiner Abwehrmechanismus verstanden 
werden darf8. Ergänzt wird diese Aufzäh-
lung durch Überlegungen hinsichtlich der 
Aus- und Weiterbildung der Verwaltungs-
mitarbeiter. Der Aspekt ist von besonderer 
Bedeutung, da die Mitarbeiter die disrup-
tiven Umbrüche begleiten und dement-
sprechend auf diese vorbereitet werden 
müssen. 

Betrachtet man die einzelnen Akteure 
einer Ebene als Konkurrenten, kommt zu 
den oben genannten Chancen zusätzlich 
der Aspekt der Schaffung von Wettbe-
werbsvorteilen zum Tragen, beispielsweise 
im Wettstreit um den Zuzug von Bürgern 
oder Unternehmen. Während auf Seiten 
der Unternehmen die Nutzung der digita-
len Möglichkeiten als probates Mittel im 
Wettbewerb der verschiedensten Branchen 
anerkannt wird9, muss dieser Gedanke 
im öffentlichen Diskurs noch weiter an 
Bedeutung gewinnen, wie die in puncto 
Digitalisierung im europäischen Vergleich 
noch ausbaufähige Platzierung Deutsch-
lands zeigt10. 

Zwischen den bereits existierenden 
Strategien gibt es eine hohe Übereinstim-
mung im jeweiligen Kapitel. Die Strategi-
en gehen, wie in der zuvor aufgezeigten 
Methode der Strategiebildung gefordert, 
auf die Chancen und die Herausforde-
rungen der Digitalisierung, den Willen zur 
Gestaltung und auf die Entwicklung des 
digitalen Wandels und auf die jeweiligen 
Besonderheiten der Länder ein11. Somit 
lässt sich an dieser Stelle festhalten, dass 
die Länder die Bedeutung und Tragweite 
der Digitalisierung wahrnehmen und sich 
vor der Erstellung ihrer Strategien Gedan-

ken über die aktuelle Situation ihres Lan-
des gemacht haben. 

Auch der innerdeutsche Konkurrenzge-
danke scheint bei der Erstellung der Stra-
tegie eine Rolle zu spielen. So erhofft sich 
zum Beispiel Schleswig-Holstein eine Ver-
minderung der geografischen Nachteile. 
Da das Land aus geografischer Perspekti-
ve eine Randlage innerhalb Deutschlands 
innehat und dadurch an Attraktivität für 
Arbeitgeber und -nehmer einbüßt, soll 
die aktuelle Spitzenposition beim Breit-
bandausbau und die hohe Lebensqualität 
in Schleswig-Holstein zu einer besseren 
Positionierung in der neuen „digitalen 
Geografie“ führen12. Dieser Wunsch ist 
durchaus realistisch, da sich das Arbeiten 
in der digitalen Welt wesentlich flexibler 
und weniger ortsgebunden gestalten lässt 
als in der analogen Welt13. 

Ziele

Die Beschreibung der allgemeinen Ziele 
wird anhand einer Aussage aus der säch-
sischen bzw. der bayerischen Strategie 
durchgeführt. Auf Landesebene verfolgen 
die Verantwortlichen durch das Aufsetzen 

der Digitalisierungsstrategien das Ziel, das 
jeweilige Bundesland im Zuge des: „digi-
talen Wandels zu einer der technologisch, 
wirtschaftlich und kulturell führenden 
Regionen in Europa und der Welt [zu ent-
wickeln]“14 und es soll garantiert werden, 
dass die: „Menschen […] auch in Zukunft 
Gewinner des Fortschritts mit gut bezahl-
ten Arbeitsplätzen, sozialer Sicherheit 
und einer besonders hohen Lebensquali-
tät [sind]“15. Diese Ziele werden dadurch 
bedingt, dass die Länder die zuvor aufge-
führten Chancen der Digitalisierung kon-
sequent ergreifen und durch die Schaffung 

passender Rahmenbedingungen wie den 
Aufbau einer modernen und digital ver-
netzten Infrastruktur unterstützen. Darü-
ber hinaus soll eine Digitalisierungsstra-
tegie auch die Transparenz des staatlichen 
Handelns erhöhen und einen Überblick 
über Ziele, Methoden und Maßnahmen 
geben. Neben der Offenlegung ermöglicht 
die Strategie somit auch, dass sich interes-
sierte und direkt betroffene Akteure von 
sich aus über das Vorgehen der Länder in-

»Festhalten lässt sich, dass die Länder 
die Bedeutung und Tragweite der 
Digitalisierung wahrnehmen und sich vor 
der Erstellung ihrer Strategien Gedanken 
über die aktuelle Situation ihres Landes 
gemacht haben.«

7   Vgl. Hill 2014, S. 85-89.

8   Vgl. Hill 2016a, S. 9; Hill, 2016b, S. 53-58.

9 Vgl. PwC 2017, S. 1.

10 Vgl. eco 2017, S. 1; Deloitte 2017, S. 4-39; EU-Kom-
mis sion 2016, S. 1.

11 Vgl. Hessische Landesregierung 2016, S. 2-5; Thü-
rin ger Ministerium für Wirtschaft 2016, S. 5-7; 
Baye risches Staatsministerium für Wirtschaft 
und Medien 2015, S. 1-7.

12 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 6.

13 Vgl. BDA 2015, S. 3.

14 Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft 
2016, S. 4.

15 Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft 
und Medien 2015, S. 1.
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formieren und sich gegebenenfalls in den 
Prozess einbringen können16.

Good Practice in Deutschland

Darstellung der Digitalisierungs-
strategie von Schleswig-Holstein

Eine erste Besonderheit des Schleswig-
Holsteiner Konzeptes liegt in dessen 
„Funktion“ als Tochterstrategie der 
Landesentwicklungsstrategie (LES) von 
Schleswig-Holstein. Die LES setzt sich mit 
den Megatrends der Zukunft auseinander 
und dient dem Land als Orientierungsrah-
men, um Entwicklungspotenziale zu er-
kennen und auszunutzen17.

Ein weiterer Vorteil der Digitalen 
Agenda liegt in den verschiedenen Hand-
lungsoptionen, die den Maßnahmen zu-

geordnet werden. In der Digitalen Agenda 
wird unterschieden, ob das Land bei der 
jeweiligen Initiative kooperiert, fokussiert, 
fördert, pilotiert oder selbst als Betreiber 
auftritt. 

Unter der Kooperation wird die Initi-
ierung von gemeinsamen Vorhaben mit 
Partnern (Kommunen/Länder/Bund/Wirt-
schaft/Zivilgesellschaft) verstanden. Bei 
der Fokussierung hilft das Land bei der 
Vernetzung, also dem Aufbau von Koor-
dinierungsstellen, von Netzwerken oder 
dem Zusammenbringen von fachlichen 
Themen. Unter den Punkt der Förderung 
fallen beratende Tätigkeiten ebenso wie 
die Unterstützung von Einzelmaßnahmen 
bzw. von kompletten Programmen. Die 
Pilotierung von Modellvorhaben dient 
dem Test innovativer Ideen und Angebo-
te und soll einen positiven Lerneffekt für 
zukünftige Vorhaben erzeugen. Die letz-
te mögliche Funktion ist das Auftreten 
des Landes als Betreiber, wobei es eigen-

ständig Lösungen, Angebote und Systeme 
entwickelt18. Durch dieses transparente 
Vorgehen nimmt sich das Land bei der 
Art und Weise der Maßnahmenumsetzung 
selbst in die Pflicht und ermöglicht den 
beteiligten und betroffenen Akteuren so-
mit ein hohes Maß an Planungssicherheit. 

Des Weiteren spricht der Status einer 
BETA-Version für Schleswig-Holstein. Der 
Begriff ist hierbei nicht mit unvollständig, 
sondern vielmehr mit lebendig gleichzu-
setzen. Aus der Beschaffenheit eines leben-
den Dokumentes resultiert die Möglich-
keit, sich stetig weiterzuentwickeln und 
neue Impulse in die Strategie aufzuneh-
men. 

Die Strategie ist in drei Abschnitte un-
tergliedert. Der erste Teil wurde schon 
unter dem Punkt der Umfeldanalyse be-
trachtet. Im zweiten Abschnitt formuliert 

das Land insgesamt sieben strategische 
Kernthemen und stattet diese mit Zielen 
und dazugehörigen Maßnahmen aus. Die 
jeweiligen Maßnahmen werden einer der 
fünf Durchführungsarten zugeordnet.
1. Digitale Infrastruktur als essenziel-

le Voraussetzung: Das Land verfolgt 
die Ziele, bis zum Jahr 2030 eine flä-
chendeckende Glasfaserinfrastruktur 
aufzubauen und eine mobile Breit-
bandversorgung sicherzustellen. Zur 
Zielerreichung existieren insgesamt 
acht Maßnahmen, wobei das Land eine 
Mischung aus Kooperation, Förderun-

Hölle, Digitalisierungsstrategien der deutschen Bundesländer

gen, Pilotprojekten sowie des eigen-
ständigen Betreibens verfolgt. Darunter 
fallen beispielsweise die Unterstützung 
regionaler Anbieter und die Schaffung 
eines flächendeckenden Glasfaser-
Backbones19.

2. E-Government und Transparenz: Es 
werden mit der Implementierung von 
E-Government, der Etablierung eines 
Data-Driven-Government, der Förde-
rung von Open Data und dem Ausbau 
der E-Justiz vier Ziele definiert, wobei 
Schleswig-Holstein hauptsächlich auf 
die Instrumente der Kooperation und 
des Betreibens zurückgreift. Das letz-
te Ziel treibt das Land beispielsweise 
durch die vollständige Einführung der 
E-Akte in allen Verfahrensbereichen 
voran20. 

3. Wirtschaft im digitalen Zeitalter: Die 
Schwerpunkte hierbei liegen bei der 
Digitalisierung der Wirtschaft im Zuge 
der vierten industriellen Revolution, 
bei der Erweiterung der Wirtschafts-
förderung um innovative Förderungs-
möglichkeiten sowie bei der Gestaltung 
der Arbeit in der digitalen Welt. Beim 
ersten Ziel verfolgt man insgesamt 
acht Maßnahmen, wobei der Fokus 
mit vier Initiativen auf der Förderung 
von Projekten liegt. Auch beim zweiten 
Ziel sieht sich das Land maßgeblich als 
Förderer, während es beim dritten Ziel 
jeweils einmal als Betreiber, Förderer 
und als Netzwerker in Erscheinung 
tritt21. 

4. Medienkompetenz und Teilhabe: Das 
Land ordnet beiden Aspekten jeweils 
ein Ziel zu. Bei der Medienbildung be-
müht sich das Land um eine Stärkung 
der Zusammenarbeit mit gesellschaft-
lichen Strukturen, während es die Ver-
besserung der Teilhabe und die damit 
verknüpften Hoffnungen beispielsweise 
durch die Kooperation des Landes mit 
engagierten Einrichtungen und Selbst-
hilfeorganisationen stärken will22. 

16 Vgl. Staatskanzlei Rheinland-Pfalz 2016, S. 3; Säch-
si  sches Staatsministerium für Wirtschaft 2016, S. 
4; Ministerpräsident des Landes Schles wig-Hol-
stein 2016, S. 4.

17 Vgl. Klein 2017, S. 1; Ministerpräsident des Landes 
Schles wig-Holstein 2016b, S. 6.

18 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 3.

»Der Begriff der BETA-Version ist nicht 
mit unvollständig, sondern vielmehr mit 
lebendig gleichzusetzen.«
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19 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 9-11.

20 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 12-18.

21 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 19-24.

22 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 25-28.
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5. Das Lernen in einer digitalen Welt – di-
gitale Medien nutzen: Darunter fällt, 
neben der Entwicklung und Förderung 
des Lehrens und Lernens und der Im-
plementierung der Digitalisierung in 
die duale Ausbildung, auch der Ausbau 
der schulischen IT-Infrastruktur23. 

6. Digitalisierung im Wissenschaftsbe-
reich: Das Land ist bestrebt, das Ler-
nen mit digitalen Mitteln auszubauen 
und vielfältiger einzusetzen. Zudem 
erstellt es Maßnahmen, um die Schü-
ler durch die Stärkung der Vernetzung 
mit Schulen und Wirtschaft für die 
Hochschulwelt fit zu machen und um 
eine digitale Lernumgebung durch den 
Ausbau der digitalen Infrastruktur an 
Hochschulen zu schaffen. Des Weiteren 
treiben die Verantwortlichen die Ent-

wicklung zukunftsfähiger Hochschul-
bibliotheken im Sinne eines digitalen 
Lernortes bzw. eines lokalen Kernortes 
voran24. 

7. Governance und Wandel der Gesell-
schaft: Das letzte Kernthema nennt mit 
der Sicherung der staatlichen Souverä-
nität und der Demokratie im Internet-
zeitalter sowie mit der Weiterentwick-
lung der demokratischen Gestaltung 
und der digitalen Ordnungspolitik zwei 
Ziele25. 

Abgerundet wird die Digitalisierungsstra-
tegie durch die Übertragung der Heraus-
forderungen und Ziele der Digitalisie-
rung auf konkrete Anwendungsfelder. In 
der Strategie werden in diesem Kapitel 
zunächst die Herausforderungen für die 
einzelnen Ministerien aufgeführt und an-
schließend die Initiativen zu deren Bewäl-
tigung genannt. 

Da sich die Herausforderungen zwi-
schen den einzelnen Ländern unterschei-

Hölle, Digitalisierungsstrategien der deutschen Bundesländer

dem Aufbau eines zentralen Portals zur 
Nutzung von Geodaten unter anderem 
auch die Bekämpfung von Cyberkrimina-
lität durch Präventionsstrategien voran29.

Die Verantwortlichen des Ministeriums 
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Tech-
nologie (MWAVT) setzten beim Thema 
Tourismus auf die Bildung von Koope-
rationen und bei den Bestrebungen zur 
Stärkung des Verbraucherschutzes auf die 
Durchführung von Pilotprojekten30.

Im Finanzministerium (FM) tritt das 
Land als Betreiber in Erscheinung und 
bündelt mehrere Maßnahmen zur Ent-
bürokratisierung und zur Steigerung der 
Bürgerfreundlichkeit. So soll das Ministe-
rium die E-Akte bis 2025 vollständig im-
plementieren, die digitalen Kommunikati-
onskanäle verbessern und eine Anlaufstel-
le zur Videokommunikation schaffen. Des 
Weiteren ist geplant, dass die Finanzver-
waltung die Rolle des Vordenkers für den 
digitalen Arbeitsplatz einnimmt und dass 
das FM als Pilotbehörde für neue Arbeits-
formen und die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf dient31. 

Optimierungsvorschläge für 
die Digitalisierungsstrategie 
Schleswig-Holsteins

Da es sich bei der Strategie aus Schles-
wig-Holstein bisher um eine vorläufige 
Version handelt, kann man auch keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erheben. In 
einem weiteren Schritt werden deshalb, 
gestützt auf verschiedene Konzepte und 
Studien, potenzielle Ergänzungen vorge-
schlagen.

23 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 29-32.

24 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 33-37.

25 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 38-40.

26 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 42-43.

27 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 44-45.

28 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 46-47.

29 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 48-49.

30 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 50-51.

31 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 52-53.

den können, werden an dieser Stelle ledig-
lich die Initiativen skizziert, um dadurch 
die Vielzahl der möglichen Anknüpfungs-
punkte und somit auch die Bedeutung der 
Digitalisierung für die Fachministerien 
aufzuzeigen. 

Die Verantwortlichen im Ministeri-
um für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt, Natur und Digitalisierung (ME-
LUR) legen ihren Fokus auf Pilotprojek-
te. Sie sprechen sich zum Beispiel für die 
Entstehung eines ersten Data Warehouse 
aus. Diese Maßnahme soll durch standar-
disierte Werkzeuge die Zusammenlegung 
und Ausarbeitung zentraler Daten er-
möglichen. Daneben werden Maßnahmen 
zum elektronischen Antragsverfahren, zur 
Generierung von Mehrwert durch intelli-

gente Messsysteme und zu Smart Farming 
angestoßen26.

Im Ministerium für Justiz, Kultur und 
Europa (MJKE) wird unter dem Schlag-
wort E-Kultur die Verknüpfung von Ange-
boten und die Schaffung von Schnittstel-
len gefördert. Zudem treibt das Land die 
Entwicklung der Justiz als Kernstück und 
Erprobungsraum einer modernen Arbeits-
organisation voran27.

Die Berücksichtigung sozialer Aspek-
te wird im Ministerium für Soziales Ge-
sundheit, Wissenschaft und Gleichstellung 
(MSGWG) fokussiert. Im Zuge dessen 
setzt sich das Ministerium verstärkt mit 
assistierenden Systemen, einer IT-gestütz-
ten Versorgung und der damit verbunde-
nen Entlastung durch E-Health auseinan-
der28. 

Das Ministerium für Inneres und Bun-
desangelegenheiten (MIB) treibt neben 

»Abgerundet wird die Digitalisierungs-
strategie durch die Übertragung 
der Herausforderungen und Ziele 
der Digitalisierung auf konkrete 
Anwendungsfelder.«
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Ergänzungen aus weiteren 
Landesstrategien 
Die ersten Vorschläge werden auf Grund-
lage eines Gutachtens des Deutschen For-
schungsinstituts für öffentliche Verwal-
tung (FöV) und weiterer Länderstrategien 
formuliert.

Das Kapitel zur digitalen Infrastruktur 
spart das Thema des Ausbaus von offe-
nen und kostenfreien WLAN-Hotspots 
vollständig aus. Dies ist für Schleswig-
Holstein von Nachteil, da aktuell die 
Ausstattung mit WLAN an öffentlichen 
Gebäuden und Liegenschaften in anderen 
Ländern und Kommunen schon vorange-
trieben wird32. Als mögliche Orientierung 

kann hierbei die „Thüringer Strategie für 
die Digitale Gesellschaft“ dienen. Diese 
setzt sich unter dem Punkt „Digitale Städ-
te für Thüringen“ mit dem Ausbau von 
öffentlich verfügbarem WLAN auseinan-
der und geht auf die erfolgreiche Umset-
zung in der Stadt Weimar ein33. 

Im Kapitel zu E-Government und 
Transparenz schlägt das FöV vor, die 
Schwerpunkte „Sichere Kommunikation 
und Rechtsverkehr“, die Weiterbildung 
der Verwaltungsmitarbeiter bei der di-
gitalen Verwaltungsarbeit und den Auf-
bau einer IT-Sicherheits-Infrastruktur in 
die Strategie zu integrieren34. Als Vorbild 
beim Aufbau einer sicheren Kommuni-
kation und eines sicheren Rechtsverkehrs 
kann die Digitalisierungsstrategie des 
Freistaates Sachsen dienen. Sie verfolgt 
unter dem strategischen Ziel „Digitalisie-
rung der Verwaltung und öffentlicher In-
stitutionen vorantreiben“ beispielsweise 
die Einführung und Umsetzung der De-
Mail und ein Pilotprojekt zur „Elektroni-

schen Kommunikation“, bei dem sichere 
Kommunikationswege geschaffen wer-
den35.

Das Thema der Fortbildungen von Ver-
waltungsmitarbeiter findet sich in nahezu 
keiner der vorhandenen Länderstrategien 
in detaillierter Form. Der Schwerpunkt 
bei der Weiterentwicklung der digitalen 
Fähigkeiten steht meistens im Kontext der 
Schulbildung, der Hochschulen oder auf 
Seiten der Unternehmen. Die Fort- und 
Weiterbildung wird lediglich, wie bei-
spielsweise in der Zukunftsstrategie „Bay-
ern Digital“ im Zuge der Umsetzung der 
IT-Sicherheitsleitlinie, der IT-Sicherheits-
richtlinien und der IT-Sicherheitsmaßnah-

men, als Teil eines Maßnahmenbündels 
genannt36. Es ist jedoch empfehlenswert, 
das Thema der Weiterentwicklung der 
digitalen Fähigkeiten als eigenständigen 
Unterpunkt im Bereich des E-Government 
aufzuführen. 

Gleiches gilt für den Aufbau einer IT-
Sicherheitsinfrastruktur. Darunter sind 
der Aufbau eines Komplexes von Sicher-
heitsmaßnahmen und die Durchführung 
regelmäßiger Kontrollen zum Schutz der 
IT zu verstehen, wodurch insbesondere 
der Schutz der kritischen Infrastruktur zu 
gewährleisten ist37. Auch hier bietet die 
bayerische Strategie eine gute Grundlage. 
Unter dem Punkt „Sicher im Netz – IT-
Security“ setzt sie sich intensiv mit Cyber-
gefahren und dem Schutz der kritischen 
Infrastruktur auseinander. Als Maßnah-
me wird der Aufbau einer Plattform für 
IT-Sicherheit vorgestellt. Diese setzt sich 
aus einem Sicherheitskompetenzzentrum, 
dem Kompetenzzentrum Cyber-Sicherheit 
und einer Forschungs- und Entwicklungs-

»Es ist empfehlenswert, das Thema 
der Weiterentwicklung der digitalen 
Fähigkeiten als eigenständigen 
Unterpunkt im Bereich des E-Government 
aufzuführen.«

32 Vgl. Herr 2017, S. 5.

33 Vgl. Thüringer Ministerium für Wirtschaft 2016, S. 
21-23.

34 Vgl. Herr 2017, S. 4-6.

35 Vgl. Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft 
2016, S. 94-117.

36 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft 
und Medien 2015, S. 13.

37 Vgl. Herr 2017, S. 5.

38 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft 
und Medien 2015, S. 11-15.

39 Vgl. Hessische Landesregierung 2016, S. 50.

Hölle, Digitalisierungsstrategien der deutschen Bundesländer

kooperation der bayerischen Wirtschaft 
und Forschungseinrichtungen zusam-
men38. 

Das Kapitel zur Wirtschaft im digitalen 
Zeitalter lässt die ausführliche Betrach-
tung der kleinen und mittleren Unterneh-
men vermissen. Insgesamt ist in der ge-
samten schleswig-holsteinischen Strategie 
nur ein einziges Mal die Rede von kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU). In al-
len anderen Strategien nehmen die KMUs 
dagegen einen weit höheren Stellenwert 
ein. Der Mittelstand selbst wird neben 
dem Aufbau des Mittelstand-4.0-Kompe-
tenzzentrums ebenfalls nur zweimal er-
wähnt. 

Die Bedeutung der Digitalisierung für 
KMUs ist jedoch nicht zu unterschätzen, 
da diese sowohl in der Fachliteratur als 
auch in der Beratungspraxis eine wichtige 
Rolle einnimmt. In diesem Feld bietet sich 
ein Blick in die hessische Strategie an. Die-
se spricht die Anforderungen und Mög-
lichkeiten für den Mittelstand und KMUs 
bei den jeweiligen Themenschwerpunkten 
explizit an und unterfüttert sie mit Maß-
nahmen. Als passendes Beispiel dient die 
Bereitstellung des Leitfadens „Vertrau-
lichkeitsschutz durch Verschlüsselung“, 
der, angesiedelt unter dem Oberthema 
IT-Sicherheit und Datenschutz, kleinen 
und mittleren Unternehmen den bestmög-
lichen Schutz der digitalen Daten näher 
bringen soll39. 

Zusätzlich zu den genannten Ergän-
zungen sollte auch noch der Punkt „Smar-
te Städte und Regionen“ in der Strategie 
integriert werden. Denn die Entwicklung 
von Konzepten für smarte Lebensräu-
me bietet einen idealen Kontext, die ver-
schiedenen Kernthemen der Strategien 
zu verknüpfen und dadurch einen Wand-
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lungsprozess in Städten oder Regionen 
einzuleiten40. Als Orientierung kann der 
Punkt 6.2, Strategien für „Smarte Städte 
und Regionen“, der hessischen Digitali-
sierungsstrategie dienen. Dieser beschreibt 
zunächst neue Entwicklungen in verschie-
denen Sektoren wie beispielsweise Energie 
oder Wohnen, bevor er sich im Anschluss 
mit der Entwicklung von Smart-City-Stra-
tegien und dem digitalen ländlichen Raum 
beschäftigt41. 

Bundesebene

In einem zweiten Schritt werden die Digi-
talisierungsbemühungen auf den Bundes-
ebenen Deutschlands und Österreichs be-
trachtet, um zu überprüfen, ob eine Über-
tragung von Inhalten oder Methoden auf 
die Landesebene sinnvoll ist. 

Bundesebene Deutschland
Die Digitale Agenda 2014-2017
In der Digitalen Agenda sind insgesamt 
sieben Schwerpunkte mit einer Reihe von 
Zielen aufgeführt, die wiederum mit kon-
kreten Maßnahmen ausgestattet sind42.
 
1. Digitale Infrastrukturen: Als wichti-

ge Ziele nennt die Agenda die Verbes-
serung der Rahmenbedingungen zur 
Unterstützung des marktgetriebenen 
Ausbaus, die Verbesserung des digi-
talen Zugangs für ländliche Gebiete, 
die Förderung der Mobilität und die 
Unterstützung neuer Dienste sowie die 
Erschließung von Potentialen für das 
Gesundheitswesen.

2. Digitale Wirtschaft und digitales Ar-
beiten: Die Akteure verfolgen die Zie-
le, die Digitalisierung der Wirtschaft zu 
unterstützen und voranzutreiben, die 
junge digitale Wirtschaft zu unterstüt-
zen, einen zukunftsfähigen Ordnungs-
rahmen für die digitale Wirtschaft 
fortzuentwickeln, das Arbeiten in der 
digitalen Welt zu gestalten und die 
Energiewende und Green-IT voranzu-
bringen.

3. Innovativer Staat: Die dabei zu beach-
tenden Themen erstrecken sich vom 
Angebot digitaler Dienstleistungen für 
Verwaltungen mit Nutzen für Bürger 
und Unternehmen, über die Bewah-
rung der Autonomie und Handlungsfä-
higkeit der IT des Staates, bis hin zur 
Gewährleistung einer sicheren Regie-
rungskommunikation.

40 Vgl. Bertelsmann Stiftung 2016, S. 1.

41 Vgl. Hessische Landesregierung 2016, S. 105-107.

42 Vgl. Bundesregierung 2014, S. 8ff.

43 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 6.

44 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016, S. 43.

4. Digitale Lebenswelten in der Gesell-
schaft gestalten: Dabei drehen sich die 
Zielsetzungen um die Ausweitung des 
Dialogs mit gesellschaftlichen Grup-
pen, die Stärkung der digitalen Medi-
enkompetenzen aller Generationen, die 
Umsetzung der digitalen Teilhabe, die 
Förderung des digitalen Engagements 
sowie die im Titel bereits erwähnte Ge-
staltung der Digitalen Lebenswelten, 
wobei der Schwerpunkt hierbei auf den 
Chancen für Familien und der Gleich-
stellung liegt.

5. Bildung, Forschung, Wissenschaft, Kul-
tur und Medien: Die Agenda will den 
Digitalen Wandel in der Wissenschaft 
forcieren, den Zugang zu Wissen als 
Grundlage für Innovation sichern, 
eine Bildungsoffensive für die digitale 
Wissensgesellschaft starten, die Inno-
vationspotenziale der Digitalisierung 

nutzen, den digitalen Wandel durch 
Forschung besser verstehen, Deutsch-
land zu einem digitalen Kulturland 
weiterentwickeln und die aktuell vor-
handenen Medienformate in das digita-
le Zeitalter übertragen.

6. Sicherheit, Schutz und Vertrauen für 
Gesellschaft und Wirtschaft: Hierbei 
fasst man die Erhöhung des Schutzes 
für Bürger und Unternehmen im Netz, 
die Modernisierung des Datenschutzes 
für den Eintritt ins Informationszeital-
ter, die Stärkung des Verbraucherschut-
zes in der digitalen Welt sowie die Stär-
kung der digitalen Infrastrukturen als 
Vertrauensraum und abschließend die 
Verbesserung der Sicherheit im Cyber-
raum ins Auge. 

Der letzte Punkt der Agenda befasst sich 
mit der europäischen und internationalen 
Dimension der Digitalen Agenda. Diese 

Aspekte können auf Bundesebene wesent-
lich sinnvoller behandelt werden als auf 
Landesebene.

Handlungsempfehlungen aus der 
Digitalen Agenda 

Aus der Agenda können einige Impul-
se für die Landesebene aufgenommen 
und den verschiedenen strategischen 
Kernthemen bzw. den Ministerien zuge-
teilt werden. Die Verbesserung des digi-
talen Zugangs für ländliche Gebiete wäre 
eine sinnvolle Ergänzung des ersten stra-
tegischen Ziels und würde zudem den 
Anspruch untermauern, „den ländlichen 
Raum neu zu beleben“43. 

Die Beschäftigung mit der Energie-
wende und Green-IT kann entweder dem 
dritten Themenblock zugeteilt oder in den 

Maßnahmenkatalog des MELURs integ-
riert werden. Dieser Schritt wäre wichtig, 
da die Strategie die Energiewende bisher 
nur beiläufig erwähnt und das Thema 
Green-IT vollständig ausspart44. 

Die Schaffung einer sicheren Regie-
rungskommunikation spielt, wie zuvor 
schon in der sächsischen Strategie, auch in 
der Agenda des Bundes eine wichtige Rol-
le, was die Relevanz des Themas weiter 
unterstreicht. 

Hölle, Digitalisierungsstrategien der deutschen Bundesländer

»Die Verbesserung des digitalen Zugangs 
für ländliche Gebiete wäre eine sinnvolle 
Ergänzung des ersten strategischen 
Ziels und würde zudem den Anspruch 
untermauern, den ländlichen Raum neu zu 
beleben.«
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Des Weiteren können zum einen die 
Gestaltung der Lebenswelten, mit dem 
Schwerpunkt auf den Chancen für Fami-
lien und der Gleichstellung dem MSGWG 
und zum anderen die Stärkung der digi-
talen Infrastrukturen als Vertrauensraum 
dem MWAVT zugeordnet werden. 

Die Digitale Strategie 2025
Im Vergleich zu der eher kurzfristig ori-
entierten Digitalen Agenda 2014-2017 
enthält die Digitale Strategie 2025 des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) zehn mittelfristige Ziel-

werte und bezieht sich sowohl auf die 
relevanten Trends als auch auf die zu er-
wartenden Schwierigkeiten bei der Zieler-
reichung. Aufgrund des Visionscharakters 
des Papieres sind die zur Umsetzung der 
Ziele notwendigen Maßnahmen allerdings 
nur sehr allgemein formuliert. 

Die zehn Schwerpunkte des vom 
BMWi entwickelten Konzeptes zeigen den 
mittelfristigen Handlungsbedarf aus Sicht 
des Ministeriums auf und wie es diesen zu 
decken gedenkt45. Folgende Schwerpunkte 
sind dabei von Interesse:
  Der Aufbau eines Gigabits-Glasfaser-

netzes für Deutschland bis 2025
  die Einleitung einer neuen Gründerzeit 
  die Schaffung eines Ordnungsrahmens 

für mehr Investitionen und Innovatio-
nen

  „Intelligente Vernetzung“ in zentralen 
Infrastrukturbereichen der Wirtschaft

  die Stärkung der Datensicherheit und 
die Entwicklung der Datensouveränität

  die Ermöglichung neuer Geschäftsmo-
delle für KMU, Handwerk und Dienst-
leistungen

  die Modernisierung des Produktionss-
tandortes Deutschlands mittels der In-
dustrie 4.0

  Forschung, Entwicklung und Innovati-
onen bei digitalen Technologien

  die Realisierung der digitalen Bildung 
in allen Lebensphasen

  sowie die Gründung einer Digitalagen-
tur als modernes Kompetenzzentrum46

Der Wert dieses Papieres liegt darin, dass 
es dazu anregt, aktuelle Entwicklungen, 
die teilweise auch schon in der digitalen 
Agenda genannt werden, weiterzudenken 

und andererseits neue Impulse aufzugrei-
fen und diese auf die Verwaltung zu über-
tragen. 

Als solcher Impuls ist die Gründung 
einer Digitalagentur anzusehen. Durch de-
ren Verwirklichung würde Deutschland, 
sofern die Agentur für alle Aspekte der 
Digitalisierung und nicht nur für den Be-
reich E-Government zuständig wäre, eine 
Vorreiterrolle im internationalen Vergleich 
einnehmen47. 

Die Kombination aus einer konkreten, 
kurzfristigen und mit Maßnahmen un-
terfütterten Digitalen Agenda und einer 
mittelfristig und allgemeiner gestalteten 
Digitalen Strategie erscheint bei gewissen-
hafter Umsetzung als gute Grundlage, um 
den Digitalisierungsprozess in Deutsch-
land und speziell auch auf Länderebene 
erfolgreich zu gestalten. 

Wird jedoch das Ziel verfolgt, durch 
das Papier ein möglichst innovatives Pro-
fil zu erstellen und eine breite Palette von 
Digitalisierungstrends aufzugreifen, so 

lohnt sich eine nähere Betrachtung des ös-
terreichischen Konzeptes. 

Bundesebene Österreich 

Auch in Österreich ist man sich bewusst, 
dass die Digitalisierung alle relevanten 
Handlungsfelder der Gesellschaft durch-
dringt. Dementsprechend sind diese in der 
Digital Roadmap Austria abgebildet und 
mit entsprechenden Maßnahmen ausge-
stattet48. Zudem werden in der Digital 
Roadmap Austria zwölf Leitprinzipien 
festgelegt, die den Nutzen für den Bür-
ger durch die Digitalisierung, die Stellung 
Österreichs im europäischen Digitalisie-
rungsprozess sowie die aktive Rolle des 
Staates bei der Schaffung von digitalen In-
novationen skizzieren49. 

Auch Österreich wagt den Ausblick 
in das Jahr 2025 und geht hier, im Un-
terschied zur Digitalen Strategie 2025, 
auf Distanz zu einer reinen Betrachtung 
der Herausforderungen für den Staat. In 
der Digital Roadmap werden zunächst 
wünschenswerte Zukunftsszenarien für 
verschiedene gesellschaftliche Akteure 
skizziert. Dabei wird beispielsweise auf 
die Rolle der Unternehmen für den Digi-
talisierungsprozess, die neuen Möglich-
keiten junger Menschen in den Bereichen 
Bildung und Chancengleichheit oder den 
Einsatz digitaler Tools, zur Generierung 
eines Mehrwerts für Patienten eingegan-
gen50. 

Zusätzlich beschäftigt sich das Papier 
mit neuen Entwicklungen wie dem 3D-
Druck, intelligenten Materialien, offenem 
Wissen, Blockchain oder Smart Grids51. 
Dieses Vorgehen ist, besonders vor dem 
Hintergrund, dass der österreichische 
Staat sich selbst in der Rolle eines Innova-

45 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie 2016, S. 7.

46 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie 2016, S. 13ff.

47 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie 2016, S. 55.

48 Vgl. Bundeskanzleramt und Bundesministerium 
für Wissenschaft 2016, S. 18ff.

49 Vgl. Bundeskanzleramt und Bundesministerium 
für Wissenschaft 2016, S. 5.

50 Vgl. Bundeskanzleramt und Bundesministerium 
für Wissenschaft 2016, S. 8-9.

51 Vgl. Bundeskanzleramt und Bundesministerium 
für Wissenschaft 2016, S. 10-13.

»Als wichtiger Impuls ist die Gründung 
einer Digitalagentur anzusehen, dadurch 
würde Deutschland, sofern die Agentur für 
alle Aspekte der Digitalisierung zuständig 
wäre, eine Vorreiterrolle im internationalen 
Vergleich einnehmen.«
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tionsmotors sieht, als sinnvoll anzusehen. 
Um diesem Anspruch gerecht zu werden, 
müssen sowohl Trends frühzeitig aufge-
griffen als auch Ziele für die Entwicklung 
der Gesellschaft und deren verschiedene 
Akteure formuliert werden. 

Vergleicht man nun das Vorgehen der 
deutschen und österreichischen Bundes-
ebenen mit der schleswig-holsteinischen 
Strategie, fällt auf, dass eine mittelfristige 
Perspektive für das Jahr 2025 oder einen 
vergleichbaren Zeitraum in der norddeut-
schen Strategie fehlt. Die Digitale Agenda 
ist zwar in die LES integriert. Zum The-
ma Digitalisierung finden sich dort aber 
nur wenige konkrete Visionen. Als positi-
ves Beispiel ist auf die Fortschreibung des 
Krankenhausplans des Landes im Jahr 
2017 zu verweisen. Durch diesen Schritt 
sollen unter anderem E-Health-Angebote 
ausgebaut und die Umwandlung erfolgrei-
cher Pilotprojekte zum Regelbetrieb fort-
geführt werden52. Innerhalb der Digitalen 
Agenda wird lediglich bei den Infrastruk-
turzielen und bei der flächendeckenden 
Einführung der E-Akte im Finanzministe-
rium in diesen Zeiträumen gedacht53. 

Dass die beiden deutschen Papiere un-
terschiedlichen Ressorts entstammen und 
nicht als gegenseitige Ergänzung gedacht 
waren und sind, ist zu berücksichtigen. 
Die Kombination beider Ansätze erscheint 
für die Landesebene trotzdem als äußerst 
sinnvoll. Es muss natürlich die Frage ge-
stellt werden, ob sich im Zuge eines sol-
chen Ausblicks auf Landesebene, auch vor 
dem Hintergrund begrenzter Ressourcen 
eigenständig mit der Bewertung und Um-
setzung von Trends beschäftigt werden 
kann oder soll. Vielleicht ist es bei diesem 
Punkt sinnvoller, die Ideen und Ergebnisse 
der Bundesebenen oder anderer Institutio-
nen aufzugreifen und zu übernehmen. 

Ein empfehlenswerter Schritt ist es, 
positive Zukunftsszenarien unter Berück-
sichtigung aktueller Entwicklungen und 
neuer Trends aus dem Bereich der Digi-
talisierung für die verschiedenen gesell-
schaftlichen Akteure auf Landesebene zu 
konstruieren und in der Digitalen Agenda 
zu verorten. Dadurch kann die Landesre-
gierung, genauso wie sie es in der LES ge-
plant und auch teilweise durchgeführt hat, 
Ziele formulieren, um diese Szenarien zu 
verwirklichen. Solche Visionen könnten 

entweder gebündelt in der Umfeldanaly-
se zu Beginn der Digitalisierungsstrategie 
oder bei den einzelnen Ministerien ver-
ankert werden. Dadurch lässt sich zudem 
der Erfolg der Strategie einfach und trans-
parent überprüfen. 

Impulse zur Fortbildung von 
Verwaltungsmitarbeitern

Schließlich stellt sich die Frage nach ei-
nem zufriedenstellenden Konzept zur 
Fortbildung von Verwaltungsmitarbeitern. 
Dazu bietet sich ein Blick in das Papier 
„Gute Praxis Weiterbildung im digita-
len Wandel“ des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales an. Darin sind ver-

schiedene Good-Practice-Beispiele aus 
Unternehmen über den Aufbau von Fä-
higkeiten, die im Zuge der Digitalisierung 
notwendig sind, beschrieben. 

Der Aufbau, nach dem die Fortbil-
dungsansätze vorgestellt werden, ist ein-
heitlich gestaltet und umfasst Kriterien 
wie beispielsweise das Unternehmenspro-
fil, Digitalisierungsszenario, neue Qualifi-
kationsbedarfe in der digitalen Transfor-
mation und Weiterbildung in der Praxis. 
Dadurch ist es möglich, die Fälle zu ver-
gleichen und ein auf die Anforderungen 
der eigenen Strategie passendes Konzept 
ausfindig zu machen. Miteinander ver-
glichen, weisen die verschiedenen Bei-
spiele große Unterschiede auf, wodurch 
eine weite Bandbreite an Auswahlmög-
lichkeiten zur Verfügung steht. Während 
beispielsweise SAP die individuelle Qua-
lifizierung durch cloudbasiertes Lernen 
vorantreibt, setzt das Klinikum Arnsberg 
GmbH den Fokus auf die Weiterbildung 
zum Thema Lernen mit digitalen Medi-

52 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Hol-
stein 2016b, S. 58.

53 Vgl. Ministerpräsident des Landes Schleswig-
Holstein 2016, S. 10 und 53.

54 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
2016, S. 21ff.

»Ein empfehlenswerter Schritt ist es, positive 
Zukunftsszenarien unter Berücksichtigung 
aktueller Entwicklungen und neuer Trends 
aus dem Bereich der Digitalisierung für die 
verschiedenen gesellschaftlichen Akteure 
auf Landesebene zu konstruieren und in der 
Digitalen Agenda zu verorten.«

en auf Ältere und das Unternehmen PwC 
versucht, die Motivation für die notwen-
digen Weiterbildungsmaßnahmen durch 
spielerisches Lernen aufrecht zu erhal-
ten54. 

Aufgrund dieser Vielseitigkeit kann das 
Dokument als eine gute Grundlage bei 
der Erstellung eines Fortbildungsangebots 
für die Verwaltungsmitarbeiter dienen. Es 
ist auch hier zu überlegen, ob die Fort-
bildungen im Kernthema E-Government 
und Transparenz aufgeführt werden oder 
ob die Verantwortlichen sie zwischen den 
verschiedenen Zielen bzw. Ministerien 
aufteilen. Letzteres birgt den Vorteil, dass 
die verschiedenen Wissensstände, Hinter-

gründe und Altersstrukturen in den Mi-
nisterien berücksichtigt werden können.

Fazit 

Zur Beantwortung der eingangs gestellten 
Frage, was eine Digitalisierungsstrategie 
auf Landesebene leisten soll, wurden an-
hand der gewonnenen Impulse Hand-
lungsempfehlungen zur Verbreiterung der 
the matischen Vielfalt und zur Struktur der 
Strategie formuliert sowie Orientierungs-
möglichkeiten aus der Praxis aufgezeigt. 
Durch deren Umsetzung kann ein echter 
Mehrwert für die Strategie aus Schleswig-
Holstein erzeugt werden. Es ist zudem 
auch möglich, das erstellte Gesamtkon-
zept, beispielsweise im Zuge einer Evalu-

Hölle, Digitalisierungsstrategien der deutschen Bundesländer

333VM 6/2017

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2017-6-325 - Generiert durch IP 216.73.216.0, am 12.03.2026, 07:45:19. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2017-6-325


ation, als Orientierung für andere Landes-
strategien zu verwenden. 

Der Vergleich hat die zu Beginn ver-
fasste These, dass die Orientierung an 
anderen Strategien von Vorteil und im 
Sinne eines Benchmarkings durchzufüh-
ren ist, bestätigt. Auch die Aussage, dass 
keine Blaupausen erstellt werden können, 
hat sich insbesondere beim Vergleich der 
Rahmenbedingungen der Länder und 
der Übertragung von Inhalten der beiden 
Bundesebenen auf die Landesebene be-
wahrheitet. 

Das Aufstellen einer umfassenden und 
detaillierten Digitalisierungsstrategie ist 
ein wichtiger Schritt für jegliche Institu-
tion, um im digitalen Zeitalter anzukom-
men. Dabei zählt nicht nur das Ergebnis, 
sprich die finale Strategie, sondern auch 
der Erstellungsprozess. Wird dieser kor-
rekt durchgeführt, verfügt die Institution 
im Anschluss über ein umfassendes Wis-
sen über die relevanten Kernthemen, die 
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zu verfolgenden Ziele, die Bemühungen 
und Initiativen der Mitstreiter, die neuen 
Aufgaben der Ministerien oder Abtei-
lungen sowie die aktuellen und zukünfti-
gen Problemstellungen der Bevölkerung 
respektive der Kunden. Darüber hinaus 
führt die Nennung und Einbindung aller 
(einschließlich nichtstaatlicher) betroffe-
nen Akteure wie beispielsweise durch die 
Entwicklung positiver Zukunftsszenarien 
für Zielgruppen zu einer Steigerung der 
Akzeptanz gegenüber den verfolgten Zie-
len und Maßnahmen. 

Dieser Zustand der Akzeptanz kann je-
doch nur dann eintreten, wenn den betei-
ligten und betroffenen Akteuren der Ein-
druck vermittelt wird, dass die Strategie:
  kein Selbstzweck,
  umsetzbar,
  und als Gesamtkonzept konzipiert ist.

Die schleswig-holsteinische Strategie er-
füllt alle drei Kriterien: Die Verantwort-
lichen haben durch die ausgeklügelte 

Struktur, die Setzung der Kernthemen, 
der dazugehörigen Ziele und durch die 
Vielzahl an erstellten Maßnahmen  die ers-
ten beiden Aspekte durchdrungen. Beide 
Punkte kann man durch die inhaltlichen 
Handlungsempfehlungen und die praxis-
nahen Orientierungshilfen weiter spezi-
fizieren. Die Einbindung der Ministerien 
und die Integration der Digitalen Agenda 
in das LES unterstreichen den Anspruch 
der Strategie, die gesamte Bandbreite der, 
von der Digitalisierung beeinflussten Be-
reiche zu erfassen. Um diesem Maßstab 
gerecht zu werden, empfiehlt sich die For-
mulierung der beschriebenen Zukunfts-
szenarien. Die Handlungsempfehlungen 
für die Digitalisierungsstrategie Schleswig-
Holsteins sind abschließend in Tabelle 1 
zusammengefasst.

Tab. 1: Auflistung und Einordnung der Handlungsempfehlungen

Kapitel Digitale Agenda SH aktuell Empfohlene Ergänzungen (Herkunft)
1. Digitalisierung 
aus der Perspektive 
Schleswig-Holsteins

 Umfeldanalyse  Formulierung positiver Zukunftsszenarien unter 
Berücksichtigung aktueller Entwicklungen und neuer Trends 
(Digital Roadmap Austria und Digitale Strategie 2025) 

2.1 Digitale 
Infrastruktur als 
Voraussetzung

 Flächendeckende 
Glasfaserinfrastruktur bis 2030

 Mobile Breitbandversorgung 
sicherstellen 

 Ausbau von offenen und kostenfreien WLAN-Hotspots 
(Thüringer Strategie für die Digitale Gesellschaft)

 Verbesserung des digitalen Zugangs für ländliche Gebiete 
(Digitale Agenda 2014-2017)

2.2 E-Government 
und Transparenz

 E-Government implementieren 
 Data Driven Government etablieren 
 Open Data befördern 
 E-Justiz ausbauen 

  Aufbau einer sicheren Kommunikation (Sachsen Digital)
  Aufbau einer IT-Sicherheits-Infrastruktur (Bayern Digital)
  Schaffung eines Fortbildungsangebots für Verwaltungsmitar-

beiter (Gute Praxis-Weiterbildung im digitalen Wandel)
2.3 Wirtschaft im 
digitalen Zeitalter

 Digitalisierung der Wirtschaft
 Wirtschaftsförderung ausbauen 
 Arbeiten in der digitalen Welt gestalten 

  Hervorhebung der KMUs (Digitales Hessen)

2.8 Smart Konzepte   Entwicklung von Konzepten für smarte Lebensräume (Digita-
les Hessen)

3.1 MELUR  Data Warehouse
 Elektronische Antragsverfahren
 Intelligente Messsysteme
 Smart Farming

  Integration der Energiewende und Green-IT 
(Digitale Agenda 2014-2017)

3.3 MSGWG  Berücksichtigung sozialer Aspekte
 IT-gestützte Versorgung

  Gestaltung der Digitalen Lebenswelten mit dem Schwerpunkt 
auf den Chancen für Familien und der Gleichstellung (Digitale 
Agenda 2014-2017)

3.5 MWAVT  Vernetzte Mobilität fördern
 Tourismus stärken
 Verbraucherschutz ausbauen

  Stärkung der digitalen Infrastrukturen als Vertrauensraum 
(Digitale Agenda 2014-2017) 
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